Unia-Kongress fordert Solidarhaftung und Ausbau des Kündigungsschutzes
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Heute hat in Bern ein eintägiger ausserordentlicher Kongress der Gewerkschaft Unia stattgefunden. Die 500 Delegierten und Gäste klärten offene Statutenfragen und forderten in Resolutionen ein Ausbau der flankierenden Massnahmen, einen besseren Kündigungsschutz für Arbeitnehmervertreter und kritisierten die unsoziale Politik in der EU.

400 Delegierte und 100 Gäste kamen heute zu einem eintägigen ausserordentlichen Kongress der Gewerkschaft Unia in Bern zusammen, der zum Ziel hatte, offene Statutenfragen zu klären. 

Verstärkter Einbezug der Basismitglieder
Vor vier Jahren hat die Unia das Projekt Unia Forte lanciert, das die Verankerung der Gewerkschaft in den Betrieben verbessern will, damit die Unia noch erfolgreicher auf eine gerechtere und sozialere Gesellschaft hinarbeiten kann. Der heutige ausserordentliche Kongress hat nun auch die Stellung der Basismitglieder innerhalb der Unia weiter gestärkt. So werden im Zentralvorstand mehr Basismitglieder Einsitz nehmen. Die Delegierten beschlossen auch Änderungen im Wahlverfahren der Geschäftsleitung im Hinblick auf den nächsten ordentlichen Kongress. 

Gegen Lohndumping - für Solidarhaftung
Die Unia-Delegierten hielten in einer Resolution fest: „Wenn wir weiterhin sicherstellen wollen, dass in der Schweiz Schweizer Löhne gelten, müssen wir die Schutzmassnahmen verstärken.“ Sie forderten eine Solidarhaftung. Sonst profitieren Firmen davon, wenn sie Aufträge zu Tiefstpreisen an Subunternehmen weitergeben, welche dann die Löhne drücken. Weiter forderten die Delegierten schärfere Massnahmen gegen Scheinselbständigkeit, ein Ausbau der Kontrollen und die Möglichkeit bei Lohndumping einen sofortigen Arbeitsstopp verfügen zu können. 

Ausbau des Kündigungsschutzes für Arbeitnehmervertreter
Der Kündigungsschutz für Arbeitnehmervertreter ist in der Schweiz absolut ungenügend. Dies zeigte gerade letzte Woche ein Urteil des Bundesgerichtes, dass die Kündigung eines Personalvertreters als nicht missbräuchlich bezeichnet. Wegen dem ungenügenden Kündigungsschutz wurde die Schweiz auch schon von der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) gerügt. Hier erwarten die Delegierten der Gewerkschaft Unia endlich Verbesserungen. 

Europa: Arbeitnehmer wehren sich gegen unsoziale Abbaupolitik
Die europäischen Staaten schreiben aufgrund der hohen Unterstützungszahlungen für die Finanzwirtschaft hohe Defizite. Diese sollen nun die Arbeitnehmenden und RentnerInnen bezahlen. Dagegen wehren sich in vielen Ländern Europas die Arbeitnehmende. Die Unia-Delegierten erklärten sich solidarisch mit den Streikenden in Spanien und Portugal und hielten fest: « Was zu viel ist, ist zu viel! Es gibt Alternativen! Nein zum Lohn- und Sozialdumping — Ja zu Beschäftigung und sozialer Gerechtigkeit in Europa! ». 
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